
 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 
 

 
 
 

BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. WBVG: Entgeltkürzung im Pflegeheim wegen Corona 
Beschluss vom 28.04.2022, Az: III ZR 240/21  

2. BGB: Haftung für Thermofenster 
Urteil vom 26.04.2022, Az: VI ZR 435/20  

3. ZPO: Sekundäre Darlegungslast in Dieselfällen 
Urteil vom 26.04.2022, Az: VI ZR 965/20  

4. VOB/B: Zusätzliche Vergütung bei mittelbaren bauzeitlichen Auswirkungen 
Beschluss vom 23.03.2022, Az: VII ZR 191/21  

5. BGB: Mieterwechsel in Wohngemeinschaft  
Urteil vom 27.04.2022, Az: VIII ZR 304/21  

6. BGB, RDG: Abtretung des Anspruchs auf Mietrückerstattung 
Urteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 277/21  

7. BGB, RDG: Abtretung des Anspruchs auf Mietrückerstattung 
Versaeumnisurteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 279/21  

8. BGB: Analoge Anwendung von § 174 auf § 556g 
Versaeumnisurteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 283/21  

9. PatG: Frist für Hilfsanträge 
Urteil vom 15.03.2022, Az: X ZR 18/20  

10. VBVG: Erhöhte Vergütung für Berufsbetreuer 
Beschluss vom 13.04.2022, Az: XII ZB 162/21  

11. StGB: Sicherungsverfahren ohne Vernehmungsfähigkeit 
Beschluss vom 02.02.2022, Az: 5 StR 390/21  

12. EIBV, AEG: Unmittelbare Wirkung der Ungültigerklärung einer Klausel 
Urteil vom 05.04.2022, Az: KZR 84/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:
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1. WBVG: Entgeltkürzung im Pflegeheim wegen Corona 
Beschluss vom 28.04.2022, Az: III ZR 240/21 
Im Rahmen der Bekämpfung der COVID-19-Pandemie hoheitlich angeordnete Be-
suchs- und Ausgangsbeschränkungen berechtigen Bewohner eines Pflegeheims nicht 
zur Entgeltkürzung nach § 10 Abs. 1 WBVG. Sie stellen grundsätzlich auch keine 
schwerwiegende Änderung der Geschäftsgrundlage im Sinne des § 313 Abs. 1 BGB 
dar. 
 

  
2. BGB: Haftung für Thermofenster 

Urteil vom 26.04.2022, Az: VI ZR 435/20 
Zur deliktischen Haftung eines Automobilherstellers gegenüber dem Käufer des ge-
brauchten Fahrzeugs in einem sogenannten Dieselfall (hier: sogenanntes "Thermofens-
ter" und Darlegungserfordernisse bei Behauptung einer sogenannten "Umschaltlo-
gik"). 
 

  
3. ZPO: Sekundäre Darlegungslast in Dieselfällen 

Urteil vom 26.04.2022, Az: VI ZR 965/20 
Eine sekundäre Darlegungslast eines Fahrzeugherstellers zu Vorgängen innerhalb sei-
nes Unternehmens, die auf eine Kenntnis seiner verfassungsmäßig berufenen Vertreter 
von der Verwendung einer unzulässigen Abschalteinrichtung schließen lassen sollen, 
setzt jedenfalls voraus, dass das (unstreitige oder nachgewiesene) Parteivorbringen 
hinreichende Anhaltspunkte enthält, die einen solchen Schluss nahelegen (Senatsur-
teile vom 21. Dezember 2021 - VI ZR 875/20, MDR 2022, 308 Rn. 14; vom 8. März 
2021 - VI ZR 505/19, NJW 2021, 1669 Rn. 28; jeweils mwN). 
 

  
4. VOB/B: Zusätzliche Vergütung bei mittelbaren bauzeitlichen Auswirkungen 

Beschluss vom 23.03.2022, Az: VII ZR 191/21 
a) Eine zusätzliche Vergütung nach § 2 Abs. 5 VOB/B kann auch aus mittelbaren bau-
zeitlichen Auswirkungen wie etwa Gerätestillstand von - unmittelbar Änderungen des 
Bauentwurfs betreffenden - Anordnungen gemäß § 1 Abs. 3 VOB/B resultieren. Ent-
sprechendes gilt für einen Anspruch auf zusätzliche Vergütung nach § 2 Abs. 6 
VOB/B i.V.m. § 1 Abs. 4 VOB/B. 
 
b) Ausführungen, die ausschließlich die Höhe des Anspruchs betreffen, sind in einem 
Grundurteil unzulässig und binden für das Betragsverfahren nicht (Anschluss an BGH, 
Beschluss vom 18. August 2016 - III ZR 325/15 Rn. 11, NJW-RR 2016, 1150; Urteil 
vom 24. September 2009 - IX ZR 87/08 Rn. 21, FamRZ 2009, 2075; Urteil vom 20. 
Dezember 2005 - XI ZR 66/05, NJW-RR 2007, 138, juris Rn. 18). 
 

  
5. BGB: Mieterwechsel in Wohngemeinschaft  

Urteil vom 27.04.2022, Az: VIII ZR 304/21 
a) Enthält ein Mietvertrag mit mehreren Mietern, die eine Wohngemeinschaft bilden, 
zu einem Austausch einzelner Mieter keine Regelung, ist im Wege einer nach beiden 
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Seiten interessengerechten Auslegung der auf den Vertragsabschluss gerichteten Wil-
lenserklärungen (§§ 133, 157 BGB) zu ermitteln, ob nach dem übereinstimmenden 
Willen der Parteien den Mietern ein Anspruch gegen den Vermieter auf Zustimmung 
zu einem künftigen Mieterwechsel zustehen sollte. 
 
b) Allein aus dem Vorliegen eines Mietvertrags mit mehreren Mietern, die eine Wohn-
gemeinschaft bilden, kann nicht auf einen derartigen übereinstimmenden Willen der 
Vertragsparteien geschlossen werden. Vielmehr bedarf es hierfür konkreter Anhalts-
punkte. 
 
c) Nach den Umständen des Einzelfalls kann den Willenserklärungen der Parteien die 
Vereinbarung eines - unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit des eintretenden Mieters 
stehenden - Anspruchs der Mieter auf Zustimmung zum Austausch eines Mitmieters 
insbesondere dann zu entnehmen sein, wenn die Vertragsparteien bei Vertragsschluss 
übereinstimmend davon ausgingen, dass sich häufig und in kurzen Zeitabständen ein 
Bedarf für eine Änderung der Zusammensetzung der in der Wohnung lebenden Perso-
nen ergeben kann, weil die Mieter voraussichtlich auf Grund ihrer persönlichen Le-
bensumstände bereits bei Vertragsschluss absehbar nur für einen kurzen Zeitraum an 
dem jeweiligen Ort leben werden und eine vertragliche Bindung über diesen Zeitraum 
hinaus nicht eingehen wollen. Dies kann insbesondere bei der Vermietung an Studen-
ten, die eine Wohngemeinschaft bilden, der Fall sein. 
 

  
6. BGB, RDG: Abtretung des Anspruchs auf Mietrückerstattung 

Urteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 277/21 
Zur Wirksamkeit der Abtretung des Anspruchs eines Wohnungsmieters an einen In-
kassodienstleister auf Rückerstattung zu viel gezahlter Miete wegen eines Verstoßes 
gegen die Vorschriften über die Begrenzung der Miethöhe (§§ 556d ff. BGB), verbun-
den mit der Aufforderung an den Vermieter, künftig von dem Mieter nicht mehr die 
als überhöht gerügte Miete zu verlangen und diese auf den zulässigen Höchstbetrag 
herabzusetzen (hier: Abgrenzung der einem registrierten Inkassodienstleister nach § 10 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RDG, § 2 Abs. 2 Satz 1 RDG aF gestatteten Forderungseinziehung 
von unzulässigen Maßnahmen der Anspruchsabwehr). 
 

  
7. BGB, RDG: Abtretung des Anspruchs auf Mietrückerstattung 

Versaeumnisurteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 279/21 
BGB § 134, 398, 556d Abs. 1, 2 Satz 5 bis 7, § 556g [aF] Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1; 
RDG § 2 Abs. 2 Satz 1 [aF], §§ 3, 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

Zur Wirksamkeit der Abtretung des Anspruchs eines Wohnungsmieters an einen In-
kassodienstleister auf Rückerstattung zu viel gezahlter Miete wegen eines Verstoßes 
gegen die Vorschriften über die Begrenzung der Miethöhe (§§ 556d ff. BGB), verbun-
den mit der Aufforderung an den Vermieter, künftig von dem Mieter nicht mehr die 
als überhöht gerügte Miete zu verlangen und diese auf den zulässigen Höchstbetrag 
herabzusetzen (hier: Abgrenzung der einem registrierten Inkassodienstleister nach § 10 
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RDG, § 2 Abs. 2 Satz 1 RDG aF gestatteten Forderungseinziehung 
von unzulässigen Maßnahmen der Anspruchsabwehr). 

BGB § 557a Abs. 4 Satz 1 

Bei vereinbarter Staffelmiete wirkt eine vom Mieter nach § 556g Abs. 2 BGB aF erho-
bene Rüge in der folgenden Mietstaffel fort und muss nicht wiederholt werden. 
 

  
8. BGB: Analoge Anwendung von § 174 auf § 556g 

Versaeumnisurteil vom 30.03.2022, Az: VIII ZR 283/21 
BGB §§ 134, 398, 556d Abs. 1, 2 Satz 5 bis 7, § 556g [aF] Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 
1; RDG § 2 Abs. 2 Satz 1 [aF], §§ 3, 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

Zur Wirksamkeit der Abtretung des Anspruchs eines Wohnungsmieters an einen In-
kassodienstleister auf Rückerstattung zu viel gezahlter Miete wegen eines Verstoßes 
gegen die Vorschriften über die Begrenzung der Miethöhe (§§ 556d ff. BGB), verbun-
den mit der Aufforderung an den Vermieter, künftig von dem Mieter nicht mehr die 
als überhöht gerügte Miete zu verlangen und diese auf den zulässigen Höchstbetrag 
herabzusetzen (hier: Abgrenzung der einem registrierten Inkassodienstleister nach § 10 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 RDG, § 2 Abs. 2 Satz 1 RDG aF gestatteten Forderungseinziehung 
von unzulässigen Maßnahmen der Anspruchsabwehr). 

BGB § 174 Satz 1 

Die Vorschrift des § 174 Satz 1 BGB ist auf die Erhebung einer Rüge nach § 556g 
Abs. 2 BGB aF nicht - auch nicht analog - anwendbar. 
 

  
9. PatG: Frist für Hilfsanträge 

Urteil vom 15.03.2022, Az: X ZR 18/20 
a) Die Beklagte eines Patentnichtigkeitsverfahrens hat in der Regel keinen Anlass zur 
Stellung von Hilfsanträgen zur Abgrenzung vom Stand der Technik, wenn das Patent-
gericht in dem nach § 83 Abs. 1 PatG erteilten Hinweis die vorläufige Auffassung äu-
ßert, der Gegenstand des Streitpatents sei patentfähig. 
 
b) Legt die Klägerin nach einem solchen Hinweis eine Vielzahl neuer Entgegenhaltun-
gen vor, muss die Beklagte überprüfen, ob das ergänzende Vorbringen zu einer ande-
ren Beurteilung führen könnte, und gegebenenfalls auch geeignete Hilfsanträge stellen. 
Wenn sich hierbei eine Vielzahl von technischen Gesichtspunkten als potentiell rele-
vant erweist, kann es aber nicht ohne weiteres als nachlässig angesehen werden, wenn 
die Beklagte einem einzelnen Gesichtspunkt durch ihre erstinstanzlichen Hilfsanträge 
nicht Rechnung getragen hat. 
 
c) Hilfsanträge, die einer aus dem erstinstanzlichen Urteil ersichtlichen Auslegung des 
Streitpatents Rechnung tragen sollen, sind grundsätzlich innerhalb der Frist für die Be-
rufungsbegründung zu stellen. Später gestellte Anträge sind zu berücksichtigen, wenn 
ihre Zulassung die Erledigung des Rechtsstreits nicht verzögert. 
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10. VBVG: Erhöhte Vergütung für Berufsbetreuer 
Beschluss vom 13.04.2022, Az: XII ZB 162/21 
a) Die Frage, unter welchen Umständen ein Berufsbetreuer im Einzelfall die Voraus-
setzungen erfüllt, die gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 VBVG die Bewilligung einer erhöhten 
Vergütung rechtfertigen, obliegt einer wertenden Betrachtung des Tatrichters. Dessen 
Würdigung kann im Rechtsbeschwerdeverfahren nur eingeschränkt darauf überprüft 
werden, ob er die maßgebenden Tatsachen vollständig und fehlerfrei festgestellt und 
gewürdigt, Rechtsbegriffe verkannt oder Erfahrungssätze verletzt und die allgemein 
anerkannten Maßstäbe berücksichtigt und richtig angewandt hat (im Anschluss an Se-
natsbeschluss vom 3. März 2021 - XII ZB 118/20 - FamRZ 2021, 890). 
 
b) Einer solchen Überprüfung hält die tatrichterliche Würdigung stand, wonach das 
von dem Betreuer absolvierte Studium an der Bayerischen Beamtenfachhochschule, 
Fachbereich Polizei, das er mit dem akademischen Grad "DiplomVerwaltungswirt 
(FH)" abgeschlossen hat, eine Vergütung nach der Vergütungstabelle C nicht rechtfer-
tigt. 
 

  
11. StGB: Sicherungsverfahren ohne Vernehmungsfähigkeit 

Beschluss vom 02.02.2022, Az: 5 StR 390/21 
Das Sicherungsverfahren erfordert keine Vernehmungsfähigkeit des Beschuldigten. 
 

  
12. EIBV, AEG: Unmittelbare Wirkung der Ungültigerklärung einer Klausel 

Urteil vom 05.04.2022, Az: KZR 84/20 
a) Ebenso wie Schienennetz-Benutzungsbedingungen kraft Gesetzes gemäß § 4 Abs. 6 
EIBV im privatvertraglichen Rechtsverhältnis zwischen dem Betreiber der Schie-
neninfrastruktur und den Zugangsberechtigten gelten, ohne dass es einer rechtsge-
schäftlichen Einbeziehung durch die Vertragsparteien bedarf, hat auch die Erklärung 
der Ungültigkeit einer Klausel durch die Regulierungsbehörde nach § 14f Abs. 1 Satz 
2 Nr. 2 AEG aF unmittelbar privatrechtsgestaltende Wirkung. 
 
b) Solange die sofort vollziehbare Entscheidung der Regulierungsbehörde über die 
Ungültigkeit von Schienennetz-Benutzungsbedingungen nicht wirksam aufgehoben 
ist, können diese nicht Rechtsgrund im Sinne des § 812 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt. BGB 
sein. 
 
c) § 14f Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AEG aF, § 4 Abs. 6 EIBV stehen nach § 54 Satz 1 Halbs. 
2 VwVfG der Befugnis der Bundesnetzagentur zum Abschluss eines öffentlich-recht-
lichen Vergleichsvertrags entgegen, mit dem eine durch Verwaltungsakt ergangene 
Erklärung der Ungültigkeit von Schienennetz-Benutzungsbedingungen abgeändert 
wird. 
 
  

 

 


